
 

Befristete Arbeitsverhältnisse 

 
 

Rechtsgrundlagen 

 
Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (nachstehend „TzBfG“ genannt).  
 
 

Zweck des Gesetzes (§ 1 TzBfG ) 

  
Befristete Arbeitsverträge können zu einer Umgehung des Kündigungsschutzes führen und 
sind daher nur eingeschränkt zulässig. Das Gesetz soll in Ausführung einer EG-Richtlinie die 
Grundlagen befristeter Arbeitsverhältnisse regeln.  
 
 

Befristungsarten (§ 14 TzBfG) 

 
Es müssen Befristungen mit Sachgrund (zeit- oder zweckbefristet) und ohne Sachgrund (nur 
zeitbefristet) unterschieden werden. 
 
 

Befristungen mit Sachgrund (§ 14 Abs. 1 TzBfG) 

 
Arbeitsverhältnisse können aus sachlichem Grund befristet werden und enden dann durch 
Zeitablauf (Zeitbefristung) oder Erreichung des Vertragszwecks (Zweckbefristung). Das Ge-
setz nennt beispielhaft („insbesondere“) 8 Gründe wie vorübergehender betrieblicher Bedarf, 
Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium, um den Übergang in eine An-
schlussbeschäftigung zu erleichtern, Vertretung eines verhinderten Arbeitnehmers, Erpro-
bung, in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe oder eine Befristung im Rahmen 
eines arbeitsgerichtlichen Vergleichs. Trotz des eindeutigen Wortlauts gem. § 14 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 8 TzBfG hat das Bundesarbeitsgericht aber mit Urteil vom 15.02.2012 - 7 AZR 734/10 - 
entschieden, dass ein außergerichtlich abgestimmter Vergleich, der nur noch durch das Ge-
richt im schriftlichen Verfahren festgestellt wird nicht als sachliche Rechtfertigung für eine Be-
fristungsabrede angesehen werden kann. Gegebenenfalls sollte eine Beratung durch den Ar-
beitgeberverband erfolgen. 
 
Aber auch der bereits feststehende Wegfall des Arbeitsplatzes (z. B. Inbetriebnahme einer 
neuen Anlage) kann eine Befristung rechtfertigen. 
 
Befristungen im Rahmen einer Prozessbeschäftigung werden in § 14 TzBfG nicht explizit ge-
nannt und sind daher nicht unproblematisch. Es besteht die Gefahr, „aus Versehen“ einen 
neuen unbefristeten Vertrag abzuschließen. Es sollte auf jeden Fall der Rat des Arbeitgeber-
verbands eingeholt werden.  
 
Es können grundsätzlich auch mehrere befristete Arbeitsverhältnisse hintereinander abge-
schlossen werden, sofern bei Abschluss des jeweiligen Vertrags ein sachlicher Grund vorhan-
den ist. Die Anforderungen der Arbeitsgerichte an den Sachgrund steigen jedoch mit jedem 
neuen befristeten Vertrag und der Dauer des Arbeitsverhältnisses. Im Einzelfall kann Rechts-
missbrauch vorliegen. Im Streitfall unterzieht das Arbeitsgericht immer nur den letzten befris-
teten Arbeitsvertrag einer gerichtlichen Kontrolle. Ein mit dem Sachgrund der Vermittlung von 
Berufserfahrung im Anschluss an eine Ausbildung geschlossener Vertrag kann mit diesem 
Grund nicht verlängert werden, da die Verlängerung dann nicht im „Anschluss“ an die Ausbil-
dung, sondern im Anschluss an einen befristeten Vertrag erfolgt. 
 
Die zulässige Dauer des mit Sachgrund befristeten Arbeitsverhältnisses richtet sich nach dem 
Sachgrund, kann also unterschiedlich sein, ohne dass das Gesetz eine Höchstgrenze vorsieht. 
Sie muss zum Sachgrund „passen“, darf also nicht länger sein als der Sachgrund es rechtfer-
tigt. Allerdings kann die Dauer kürzer sein, z. B. wenn der Vertretungsbedarf nicht über die 



 

gesamte Zeit abgedeckt werden soll. So kann eine Befristung etwa zur Vertretung für die 
Dauer der Elternzeit auch über drei Jahre wirksam abgeschlossen werden. 
 
Bei Befristungen mit Sachgrund nennt das TzBfG keine Befristungshöchstdauer als Zulässig-
keitsgrenze. Das Bundesarbeitsgericht hat aber Kriterien aufgestellt, bei deren Vorliegen eine 
rechtsmissbräuchliche Gestaltung gegeben sein könnte. 
 
Danach findet eine Rechtsmissbrauchskontrolle in den Fällen statt, in denen das befristete 
Arbeitsverhältnis länger als 6 Jahre besteht und mehr als neunmal verlängert wurde oder das 
befristete Arbeitsverhältnis länger als 8 Jahre besteht oder das befristete Arbeitsverhältnis 
mehr als zwölfmal verlängert wird. In diesen Fällen muss der Arbeitnehmer aber zusätzlich 
detailliert und umfassend Gründe vortragen, die einen Rechtsmissbrauch als möglich erschei-
nen lassen. 
 
Demgegenüber geht das Bundesarbeitsgericht von einem Indiz des Rechtsmissbrauch aus, 
wenn das befristete Arbeitsverhältnis mehr als 8 Jahre andauert und innerhalb dieser Zeit-
spanne häufiger als zwölfmal verlängert wird oder mehr als 10 Jahre andauert oder mehr als 
fünfzehnmal verlängert wird. In diesem Falle muss der Arbeitgeber besondere Umstände be-
nennen, um die Annahme eines Missbrauchs zu entkräften. 
 
 

Ende des Vertrags und Ankündigungsfrist (§ 15 Abs. 1, 2 TzBfG ) 

 
Ein zeit- oder zweckbefristeter Vertrag endet mit Fristablauf / Zweckerreichung ohne Kündi-
gung. Bei Zweckbefristungen steht das genaue Ende des Arbeitsverhältnisses nicht fest. Es 
ist deshalb bei diesen Verträgen das Arbeitsvertragsende (Erreichen des Zwecks) mit einer 
Frist von zwei Wochen anzukündigen, ansonsten endet das Arbeitsverhältnis nicht im Augen-
blick der Zweckerreichung, sondern erst nach Ablauf der Ankündigungsfrist.  
 
Eine Betriebsratsanhörung ist bei dem Auslaufen eines befristeten Vertrags nicht erforderlich. 
 
 

Befristungen ohne Sachgrund (§ 14 Abs. 2 TzBfG) 

 
Diese Befristungen sind nur wirksam, wenn „zuvor“ kein Arbeitsverhältnis - auch nicht als 
Aushilfskraft, als befristetes Arbeitsverhältnis, Schülerferienvertretung oder im Rahmen einer 
geringfügigen Beschäftigung - mit dem Arbeitgeber bestanden hat. „Zuvor“ bedeutet nach der 
umstrittenen neuen Rechtsprechung des BAG (Urteil vom 06.04.2011 - 7 AZR 716/09) inner-
halb der letzten drei Jahre vor dem Abschluss des befristeten Arbeitsvertrages. Wenn ein 
früheres Arbeitsverhältnis länger als drei Jahre zurückliegt, soll es nach der neuen Rechtspre-
chung des BAG nicht als „Zuvorbeschäftigung“ gelten. Diese BAG-Entscheidung wird jedoch 
in den unteren Instanzen nicht immer geteilt. Mit Urteil vom 26.09.2013 hat das Landesarbeits-
gericht Baden-Württemberg (6 Sa 28/13) entschieden, dass der Abschluss einer sachgrund-
losen Befristung auch dann unzulässig ist, wenn zwischen ihrer Vereinbarung und einer Vor-
beschäftigung ein Zeitraum von mehr als 3 Jahren liegt. Die abweichende Rechtsprechung 
des BAG stehe im Widerspruch zu dem vom Gesetzgeber Gewollten. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit sollte vermieden werden, eine Befristung ohne sachlichen Grund abzuschlie-
ßen, auch wenn das Arbeitsverhältnis in der Vergangenheit länger als 3 Jahre zurückliegt. 
Sachgrundlos befristete Arbeitsverhältnisse sollten nur dann abgeschlossen werden, wenn der 
Arbeitnehmer in der Vergangenheit tatsächlich noch nie bei demselben Arbeitgeber beschäf-
tigt war. Ein Ausbildungsverhältnis ist kein Arbeitsverhältnis und schadet daher nicht. Gleiches 
gilt für die Ausbildung eines Studenten an der Dualen Hochschule. 
 
 

Befristungsdauer (§ 14 Abs. 2 TzBfG ) 

 
Die Dauer von befristeten Arbeitsverhältnissen ohne sachlichen Grund darf einschließlich 
dreier zulässiger Verlängerungen (= maximal 4 Befristungen) 24 Monate nicht überschreiten. 
Im Bereich der Papiererzeugung sind mit Zustimmung des Betriebsrats 6 Verlängerungen mit 
einer maximalen Dauer von 4 Jahren zulässig (§ 3 Ziff. 2 MTV).  



 

 
Bei jeder Verlängerung darf nur die Dauer, nicht der sonstige Vertragsinhalt geändert werden, 
sonst ist es keine bloße „Verlängerung“.  
 
 

Arbeitnehmer ab 52. Lebensjahr (§ 14 Abs. 3 TzBfG) 

 
Bei Arbeitnehmern mit Vertragsbeginn ab dem 52. Lebensjahr ist eine / sind mehrere Befris-
tungen bis zu insgesamt 5 Jahren Dauer zulässig, wenn sie bei der Einstellung zusammen-
hängend 4 Monate „beschäftigungslos“ i. S. d. § 138 Abs. 1 Nr. 1. SGB III gewesen sind. 
Obwohl diese Bestimmung erst zum 01.05.2007 wegen europarechtlicher Bedenken geändert 
wurde, werden gegen die Rechtmäßigkeit dieser Bestimmung Bedenken geäußert. Das BAG 
hat mit Urteil vom 28.05.2014 - 7 AZR 360/12 - entschieden, dass § 14 Abs. 3 TzBfG mit 
höherrangigem Recht vereinbar ist. 
 
 

Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern nach der Regelaltersgrenze 

 
Nach der Neuregelung des § 41 SGB VI kann mit einer Vereinbarung im bestehenden Arbeits-
verhältnis der bereits im Arbeitsvertrag vereinbarte Beendigungszeitpunkt mit „Erreichen der 
Regelaltersgrenze“ auch über das gesetzliche Renteneintrittsalter hinausgeschoben werden. 
Diese Regelung gilt aber nur für die Verlängerung bestehender Arbeitsverhältnisse. Ist ein 
Arbeitnehmer ausgeschieden und soll er nach einer Unterbrechung wieder eingestellt werden, 
verbleibt es beim allgemeinen Befristungsrecht. Eine befristete Beschäftigung ist in diesem 
Fall nur dann zulässig, wenn ein sachlicher Grund gegeben ist.  
 

 

Formvorschriften (§ 14 Abs. 4 TzBfG) 

 
Befristete Arbeitsverhältnisse bedürfen der Schriftform. Der Befristungsgrund (Sachgrund / 
sachgrundlose Befristung) muss bei einem zeitbefristeten Arbeitsvertrag grundsätzlich nicht 
angegeben werden (Ausnahme: Abwesenheitsvertretung). Bei einem zweckbefristeten Ar-
beitsverhältnis muss der Zweck, dessen Erreichung das Arbeitsverhältnis beenden soll, natür-
lich angegeben werden.  
 
Der Abschluss des Vertrages und die Verlängerung müssen vor Beginn des Arbeitsverhält-
nisses bzw. bei der Verlängerung vor Ablauf der Befristung schriftlich erfolgen. 
 
 

Kündigung (§ 15 Abs. 3 TzBfG) 

 
Die Kündigung von befristeten Arbeitsverhältnissen vor Zeitablauf ist nur möglich, wenn die 
Kündigungsmöglichkeit vertraglich vereinbart wurde.  
 
Nach Ablauf von 6 Monaten besteht jedoch auch bei vertraglich vereinbarter Kündigungsmög-
lichkeit Kündigungsschutz wie bei jedem Arbeitsverhältnis im Rahmen des KSchG. 
 
Der Arbeitsvertrag endet jedoch spätestens mit Ablauf der Befristung. 
 
 

Probezeit 

 
Auch zu Beginn eines ohne Sachgrund befristeten Arbeitsverhältnisses kann eine Probezeit 
vereinbart werden, allerdings nicht in Form eines befristeten Arbeitsverhältnisses. Die Probe-
zeit hat aber lediglich Auswirkung auf die Länge der Kündigungsfrist.  
 
  



 

Sonstige Verpflichtungen (§§ 4, 18, 19 TzBfG) 

 
Es besteht ein Diskriminierungsverbot von befristet Beschäftigten (§ 4 TzBfG). 
 
Ein Ausschluss von Fortbildungsmaßnahmen ist nur aus dringenden betrieblichen Gründen 
zulässig (§ 19 TzBfG).  
 
Befristet beschäftigte Arbeitnehmer sind in geeigneter Weise auf entsprechende frei werdende 
unbefristete Stellen hinzuweisen (§ 18 TzBfG).  
 
 

Übernahme in ein Dauerarbeitsverhältnis 

 
Ein Anspruch auf Übernahme in ein Dauerarbeitsverhältnis bei Zeitablauf besteht nach der-
zeitiger Rechtslage nicht, auch wenn ein weiterer Bedarf bestehen sollte. Der Betriebsrat kann 
aber der Neueinstellung eines Dritten widersprechen, wenn ein geeigneter befristet beschäf-
tigter Mitarbeiter für den Arbeitsplatz in Betracht kommt. 
 
 

Mitwirkung des Betriebsrats (§ 99 BetrVG) 

 
Dem Betriebsrat ist die Tatsache der Befristung bei dem Einstellungsverfahren nach § 99 Be-
trVG mitzuteilen. Eine Verlängerung ist eine Neueinstellung.  
 
Die Unzulässigkeit der Befristung ist kein Grund die Zustimmung zu verweigern.  
 
 

Klageverfahren (§ 17 TzBfG) 

 
Die Unwirksamkeit einer Befristung muss innerhalb von drei Wochen nach Ablauf des Vertrags 
vor dem Arbeitsgericht angegriffen werden. Wird eine solche Klage nicht erhoben, gilt die Be-
fristung als wirksam. 
 
 

Hinweis auf Arbeitslosmeldung 

 
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer bei befristeten Verträgen darauf hinzuweisen, dass sich 
der Mitarbeiter grundsätzlich 3 Monate vor dem vereinbarten Vertragsende arbeitslos melden 
muss. Ausnahmen gelten bei kürzeren Vertragsverhältnissen (Meldepflicht innerhalb von 3 
Tagen nach Kenntnis der Beendigung) oder wenn der Arbeitnehmer arbeitslos gemeldet war 
und die Arbeitslosigkeit nicht länger als 6 Wochen unterbrochen wird. 
 
 

Beispielhafte Aufzählung typischer Fehlerquellen bei Befristungen 

 
- Der Vertrag wird erst nach der Arbeitsaufnahme formgerecht (schriftlich) abgeschlos-

sen.  
 

- Eine Verlängerung des befristeten Vertrags wird erst nach Ablauf der Befristung form-
gerecht vereinbart oder die Verlängerung wird mit Vertragsänderungen verbunden. 
 

- Die Befristung dauert länger als es durch den Sachgrund gerechtfertigt ist.  
Beispiel: Eine einjährige Elternzeit rechtfertigt nicht eine Befristung von 2 Jahren. 

 
- Die Befristung ist darauf gestützt, dass der Arbeitnehmer geringfügig beschäftigt wird. 

 
- Die Befristung ist darauf gestützt, dass man in Ruhe einen geeigneteren Kandidaten 

für die Stelle suchen will. 
 



 

Rechtsfolge in allen diesen Fällen: 
 
Es besteht jeweils ein unbefristetes Arbeitsverhältnis, wenn der Arbeitnehmer den Ablauf der 
Befristung nicht hinnimmt, sondern vor Gericht fristgerecht innerhalb von drei Wochen nach 
Fristauslauf auf Fortbestand klagt.  
 

- Eine Kündigungsmöglichkeit wird nicht vorgesehen. 
 
Rechtsfolge:  
Nur eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund ist während der Befristung möglich, keine 
ordentliche Kündigung. 
 
Vorsicht ist geboten bei einem zweckbefristeten Arbeitsverhältnis mit dem Grund „bis zur 
Rückkehr des erkrankten Arbeitnehmers Muster“, da es automatisch zu einem Dauerarbeits-
verhältnis wird, wenn der erkrankte Mitarbeiter ausscheidet. Es empfiehlt sich eine Kombina-
tion mit einer Zeitbefristung (siehe Musterformulierung). 
 
 

Formulierungsbeispiele: 

 

Befristung und Kündigungsmöglichkeit 

 
Das Arbeitsverhältnis ist bis zum xx.xx.xxxx befristet und endet dann, ohne dass es einer Kün-
digung bedarf. 
Während der Befristung ist eine ordentliche Kündigung durch jede der Parteien möglich; es 
gelten die jeweiligen gesetzlichen / tariflichen Kündigungsfristen. Gesetzlich für den Arbeitge-
ber verlängerte Kündigungsfristen sind auch vom Arbeitnehmer einzuhalten. 
 
 

Zweckbestimmtes Arbeitsverhältnis (Beispiele) 

 
Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung mit der Rückkehr des längerfristig erkrankten 
Mitarbeiters Muster, es endet jedoch spätestens mit Ablauf des (Datum). Die Zweckerreichung 
ist dem Arbeitnehmer spätestens 14 Tage vor der Beendigung anzukündigen, ansonsten en-
det das Arbeitsverhältnis erst 14 Tage nach der Ankündigung. 
 
Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung mit der Inbetriebnahme der neuen Rollenverpa-
ckungsanlage, spätestens mit Ablauf des (Datum). Die Zweckerreichung ist dem Arbeitnehmer 
spätestens 14 Tage vor der Beendigung anzukündigen, ansonsten endet das Arbeitsverhältnis 
erst 14 Tage nach der Ankündigung. 
 
 

Verlängerung eines befristeten Arbeitsverhältnisses 

 
Das befristete Arbeitsverhältnis wird bis zum xx.xx.xxxx verlängert. 
 
 

Hinweis auf Zweckerreichung 

 
Nach den vertraglichen Vereinbarungen endet Ihr Arbeitsverhältnis mit (z. B.) dem Ende der 
Arbeitsunfähigkeit des Mitarbeiters Muster. Dies wird am xx.xx.xxxx der Fall sein. Nach  
§ 38 SGB III sind Sie verpflichtet, sich spätestens innerhalb von 3 Tagen ab heute persönlich 
bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum 
Eintritt einer Sperrzeit oder anderen Nachteilen beim Bezug von Arbeitslosengeld führen. 
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